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I
Zusammenarbeit der Gerichte mit den Landwirt- 
schattsräten und Erhöhung der gesellschaftlichen Wirk­
samkeit der Verfahren
1. Eine qualifizierte Arbeit in LPG-Rechtsstreitigkei- 
ten setzt das Bemühen der Gerichte voraus, die Gesetz­
mäßigkeiten in der Entwicklung der Landwirtschaft 
zu verstehen sowie die Hauptaufgaben, Probleme und 
Schwierigkeiten kennenzulernen, damit sie die Zusam­
menhänge der den Rechtsstreitigkeiten zwischen LPG 
und Mitgliedern zugrunde liegenden Widersprüche, 
ihre Ursachen und die sie begünstigenden Bedingun­
gen aufdecken können.
2. Sie müssen deshalb aufgeschlossen mit den Organen 
und gesellschaftlichen Kräften Zusammenarbeiten, die 
imstande sind, ihnen notwendige Kenntnisse und Er­
fahrungen aus der Landwirtschaft zu vermitteln. Das 
sind vor allem die Landwirtschaftsräte.
Die Gerichte haben ihrerseits den Landwirtschaftsräten 
die in Verfahren aufgetretenen Probleme und fest­
gestellten Hemmnisse mit ihren Ursachen und Um­
ständen zu vermitteln, damit die Landwirtschaftsräte 
entsprechend ihrem Aufgabenbereich gewonnene 
Kenntnisse verallgemeinern und störende Faktoren 
beseitigen können
3. Die Landwirtschaftsräte sind in das Gerichtsverfah­
ren einzubeziehen, wenn ihre Erfahrungen und Spe­
zialkenntnisse für eine sachkundige Entscheidung be­
nötigt werden.
Die Aufforderung der Gerichte an die Landwirtschafts­
räte zur Mitwirkung müssen geeignet sein, diesen zu 
ermöglichen, die für die gerichtliche Entscheidung 
wichtigen Fragen, besonders solche, die die Aufdeckung 
der Ursachen und begünstigenden Umstände der Kon­
flikte zwischen LPG und Mitgliedern betreffen, wie 
z. B. spezifische Entwicklungsbedingungen und -Schwie­
rigkeiten in der einzelnen LPG, Mängel in der inner­
gewerkschaftlichen Demokratie, der Leitungstätigkeit 
oder der allgemeinen Arbeitsmoral in der LPG, zu be­
antworten. Sie dürfen deshalb nicht allgemein gehal­
ten sein.
4. Die Zusammenarbeit der Gerichte mit den Land­
wirtschaftsräten ist auch zur schnellen und allseitigen 
Beseitigung der Ursachen und begünstigenden Bedin­
gungen, die den Konflikt ausgelöst haben, möglichst 
noch während des Verfahrens oder nach seinem Ab­
schluß geboten. Es ist deshalb zu empfehlen, daß Ge­
richte und Landwirtschaftsräte gemeinsam den LPGs 
helfen, Hemmnisse und Mißstände zu überwinden. Erst 
mit der Verallgemeinerung gewonnener Erkenntnisse 
und Erfahrungen, die nicht nur auf die einzelne LPG 
beschränkt ist, werden die Gerichte ihren Aufgaben in 
vollem Umfange gerecht.
Für eine Auswertung in weiterem Maße bieten sich 
auch solche Gelegenheiten wie Kreisbauernkonferen­
zen, Arbeitsberatungen von LPG-Funktionären usw.
5. Die Zusammenarbeit der Gerichte mit den Aktivs 
der Landwirtschaftsräte für LPG- und Vertragsrecht 
ist zu empfehlen, weil gerade die Probleme des LPG- 
Rechts vielschichtig und häufig nicht einfach zu lösen 
sind. Die Mitarbeit sollte sich, um eine Überlastung zu

vermeiden, auf solche Fragen beschränken, die für die 
gerichtliche Arbeit von Bedeutung sind. Sie kann auch 
in Absprache mit anderen Rechtspflegeorganen jeweils 
nur von einem Organ wahrgenommen werden.
6. Zur Erhöhung der gesellschaftlichen Wirksamkeit 
des einzelnen Gerichtsverfahrens empfiehlt es sich, in 
geeigneten Fällen in der LPG oder vor einem ge­
ladenen Zuhörerkreis aus mehreren LPGs zu verhan­
deln oder das abgeschlossene Verfahren dort auszu­
werten, wenn sich der Konflikt nicht auf den Einzelfall 
beschränkt oder seine Auswirkungen einen größeren 
Kreis von Mitgliedern oder weitere LPGs berühren.
7. Vergleiche in LPG-Rechtsstreitigkeiten sollten nur 
abgeschlossen werden, wenn sie auf der Grundlage 
hinreichender Sachaufklärung geeignet sind, die auf­
getretenen Konflikte im Sinne der sozialistischen Ge­
setzlichkeit zu überwinden.

II
Materielle Interessiertheit und materielle 
Verantwortlichkeit der Genossenschaftsbauern
Ein wirksames System der materiellen Interessiertheit 
und der materiellen Verantwortlichkeit und dessen 
zielstrebige Durchsetzung ist ein wichtiger ökonomi­
scher Hebel zur Festigung der Arbeitsdisziplin sowie 
zur Steigerung der Arbeitsproduktivität in den land­
wirtschaftlichen Genossenschaften und damit zur stän­
digen Erhöhung der Produktion landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse und zur Mehrung des genossenschaftlichen 
Eigentums.
Hierzu sind im wesentlichen drei Möglichkeiten gege­
ben, die in ihrer Wirkungsweise spezifische Merkmale 
aufweisen und daher in der gerichtlichen Praxis unter­
schiedlich zu behandeln sind:
a) Inhaltliche Weiterentwicklung und Konkretisierung 

der rechtlichen Ausgestaltung der Arbeitsverhält­
nisse der Genossenschaftsbauern in ihren LPGs, ins­
besondere der Vergütung nach Quantität und Qua­
lität der Arbeitsleistung einschließlich der Gewäh­
rung von Prämien oder Zusatzvergütungen und des 
weiteren Ausbaus der sozialen Betreuung.

b) Ausspruch von Disziplinarmaßnahmen einschließlich 
solcher vermögensrechtlicher Natur bei Verletzung 
der sozialistischen Arbeitsmoral und -disziplin.

c) Geltendmachung von Schadenersatz bei schuldhafter 
Verletzung genossenschaftlichen Eigentums oder 
Vermögens sowie bei grober Vernachlässigung der 
genossenschaftlichen Pflichten, wenn hierdurch 
schuldhaft erhebliche Produktionsausfälle herbei­
geführt wurden.

A. Vergütung der genossenschaftlichen Arbeit
1. Die Gerichte sind nicht befugt, Vergütungsnormen 
selbst zu korrigieren, da nach Ziff. 54 Abs. 2 Buchst, h 
MSt I, Ziff. 33 Abs. 3 Buchst, i MSt II und Ziff. 57 Abs. 2 
Buchst, h MSt III ausschließlich die Mitgliederversamm­
lung für ihre Festlegung zuständig ist.
Hat das Gericht Bedenken, eine bestimmte Vergü­
tungsnorm anzuwenden, muß es versuchen, eine Än­
derung durch die LPG selbst oder den Kreislandwirt­
schaftsrat zu erreichen. Wird die erwünschte Ände­
rung abgelehnt, ist es an diese Entscheidung gebunden.
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